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Rundbrief 01/2019                                  06.02.2019
Termine der LAG-SH und ihrer Mitgliedsverbände
14. Januar 2019

Gespräch im MASGF: Patientenbeteiligung im Land Brandenburg 
17. Januar 2019

Datenschutz in der Selbsthilfe in Potsdam 
18. Januar 2019
Vorstandssitzung der LAG-SH in Schwedt/Oder 
04. Februar 2019

Jurysitzung Inklusionspreis in Potsdam 

Save the Date: 12./13.04.2019

Fachtagung: “Bahnsteighöhenkonzept der Deutschen Bahn“ und Mitgliederversammlung in Erkner


„Aktion Mensch“ unterstützt Hörbeeinträchtigte 
(Deutscher Schwerhörigenbund LV Brandenburg e.V., Pressemitteilung vom 08.12.2018)
Eine Schwerhörigkeit bahnt sich in der Regel schleichend an. Betroffene bemerken die Hörminderung über lange Zeit nicht. Symptome wie Müdigkeit, Abgeschlagenheit, Konzentrationsstörungen oder auch Kopfschmerzen lassen nicht daran denken, dass die Ohren dahinterstecken. Hier hilft der Schwerhörigenverein Frankfurt (Oder) e.V. , Mitglied im Deutschen Schwerhörigenbund (DSB) Landesverband Brandenburg e.V., Betroffenen. Der 1. Vorsitzende des Schwerhörigenvereins, Frank Holländer, hebt die Hilfsbedürftigkeit von Hörbeeinträchtigten in der Region hervor und weist in diesem Zusammenhang darauf hin, dass bei Nichtbehandlung schwere Schäden, bis zur Demenz entstehen können. Besonders erfreut ist der Schwerhörigenverein Ffo. e.V. über den Empfang einer neuen FM-Höranlage im Austausch zur veralteten Anlage. FM-Anlagen sind drahtlose Signalübertragungsanlagen, die Signale mit frequenzmodulierten Funksignalen übertragen. Die “Aktion Mensch“ unterstützte die Neuanschaffung mit einer Fördersumme in Höhe von 5.000 Euro. Als größte private Fürsorgeorganisation unterstützt die “Aktion Mensch“ soziale Förderprojekte für Menschen mit und ohne Behinderung. 
Tag der offenen Tür in der neuen Beratungsstelle für Hörbeeinträchtigte EUTB in Frankfurt (Oder)
(Deutscher Schwerhörigenbund LV Brandenburg e.V., Pressemitteilung vom 09.12.2018)
Als Trägerverein der EUTB, begrüßt der Deutsche Schwerhörigenbund e.V. (DSB) Landesverband Brandenburg, dass Brandenburgs Hörgeschädigte mit der neuen Beratungsstelle nun eine weitere, wirksame Unterstützung im Umgang mit ihren Behinderungen erhalten. Ende November 2018 wurde die EUTB-Beratungsstelle eröffnet. Die Besucher konnten erfahren, was ihnen die neue Beratungsstelle bietet. Ein wichtiger Bestandteil ist die Teilhabeberatung. Diese Beratung soll einen Blick für das Ganze entwickeln. Damit sollen Zusammenhänge aufgedeckt werden zwischen einer Beeinträchtigung, ihren Folgen und der persönlichen Lebenssituation. Der Betroffene selbst soll entscheiden, welche Maßnahmen oder Hilfsmittel für ihn wichtig sind und bei der Lösung nach eigenen Kräften aktiv mitwirken. (Hilfe zur Selbsthilfe, „Empowerment“). Hörgeschädigte, so die Resonanz der Veranstaltung, wollen die Ursache ihrer Beeinträchtigung verstehen. Für Schule, Beruf und Arbeitsplatz konnten Betroffene Auskünfte über technische Hilfsmittel für den Ausbildungs- und Arbeitsalltag erhalten. Die EUTB bietet ferner Beratung über Hilfsmittel, rechtliche Hinweise zur Antragstellung und Unterstützung bis ins Widerspruchsverfahren, sowie Rat z.B. für Eltern, Partner, Angehörige und Arbeitgeber. Besucher und Interessenten aus weiteren Regionen Brandenburgs haben bedauert, dass es z.B. in Pasewalk, Wittstock, Parchim, Wittenberge keine Einrichtungen wie die unabhängige Teilhabeberatung EUTB gibt. Brandenburgs DSB Sprecher Norbert B. Gillmeister, wies daraufhin, dass im Landesverband diese Bedürfnisse bekannt sind und mittelfristige Lösungen erörtert werden. 
Intensiver Beistand für Brandenburgs Hörbeeinträchtigte 
(Deutscher Schwerhörigenbund LV Brandenburg e.V., Pressemitteilung vom 14.01.2019)
Auf seiner 1. Sitzung 2019 hat der Landesvorstand des DSB Brandenburgs die Situation von Schwerhörigen und Ertaubten im Land erörtert und kritisiert. Die Anzahl der Betroffenen in Brandenburg nimmt ständig zu. Deshalb hat es sich der Landesverband zur Aufgabe gemacht, den Betroffenen den Umgang mit ihrer Behinderung durch Rat und Informationen zu erleichtern. Als Träger der kürzlich eröffneten EUTB Beratungsstelle in Frankfurt (Oder) erhofft sich der DSB Brandenburg durch die gebotene Unterstützung der EUTB-Berater, die als ebenfalls Hörgeschädigte ihre Erfahrungen und Einsichten einbringen, eine zusätzliche Akzeptanz von Betroffenen. Wird eine Schwerhörigkeit nicht behandelt, können die Folgen meist besonders schwerwiegend sein. Die psychischen Probleme strecken sich von Schamgefühl bis zu Depressionen und einem geminderten Selbstwertgefühl. Die körperlichen Folgen einer unbehandelten Schwerhörigkeit können Kopfschmerzen, Muskelschmerzen, Stress und erhöhten Blutdruck umfassen. Darüber hinaus können bei einer unbehandelten Schwerhörigkeit auch soziale Probleme, wie Isolation und Kommunikationsschwierigkeiten auftreten. Ein besonderes Augenmerk soll auch auf die jüngere Generation gesetzt werden, weil vielen nicht bekannt ist, dass die Nichtbeachtung einer Hörschädigung zu erheblichen Weiterungen führen kann. Eine Mitwirkung in einem Verein ist für eine Reihe der jüngeren Generation uninteressant. Um Alternativen zur konservativen Vereinsarbeit zu bieten, ist eine Kooperation mit dem Schwerhörigen-Verein Berlin e.V. geplant. Es wird gerade eine Internetplattform und App nur für Mitglieder entwickelt. Ziel wird es sein, eine Kommunikations- und Informationsplattform nur für Mitglieder zu schaffen, wo auch sensible Informationen ausgetauscht werden können, die z.B. auf Facebook nicht gut aufgehoben sind. Um die Zielrichtung des DSB näher bekannt zu machen, sollen Gruppen und Vereine Brandenburgs, die bislang noch nicht Mitglieder im DSB sind, kontaktiert werden. Der DSB lädt die Interessengruppen von Hörbeeinträchtigten ein, mit ihm in Verbindung zu treten. Zudem wird ein Beauftragter des brandenburgischen Verbandes noch den persönlichen Kontakt aufnehmen. 


Infos zu barrierefreien Websites und Apps 
(kobinettNACHRICHTEN vom 15.01.2019)
Die EU-Richtlinie zur Barrierefreiheit von Websites und mobilen Anwendungen öffentlicher Stellen (Richtlinie 2016/2102) hat direkte Auswirkungen für blinde und sehbehinderte Menschen in Deutschland, denn Bund und Länder sind in der Pflicht, die Richtlinie in deutsches Recht umzusetzen. Auf Bundesebene wurden dazu nach Informationen des Deutschen Blinden- und Sehbehindertenverband (DBSV) bereits Änderungen am Behindertengleichstellungsgesetz beschlossen. Die Bundesfachstelle Barrierefreiheit hat nun den aktuellen Wissenstand zur Richtlinie zusammengestellt und unter www.bundesfachstelle-barrierefreiheit.de/fag-eu-richtlinie veröffentlicht. Dieses Serviceangebot wird begrüßt, denn die Liste von Fragen und Antworten macht es auch Laien möglich, die komplexe Thematik zu verstehen. Nicht zu verstehen dagegen ist es für DBSV-Präsident Klaus Hahn, warum so viele Bundesländer noch immer nicht ihrer Pflicht nachgekommen sind, die seit dem 23. September geltenden Regelungen in Landesrecht zu überführen. 
„Eine für alle“ – unabhängige Beratung 
(Märkische Oderzeitung vom 25.01.2019)
Behinderte Menschen haben es doppelt so schwer, sich im Wust von Behörden zurechtzufinden. Gerade durch ihr Handicap sind sie häufig auf Hilfe angewiesen, wenn es um notwendige Leistungen geht, um Schulprobleme, um Unterstützung im Haushalt oder um Pflege. Um die Unabhängigkeit von Betroffenen zu stärken, hat die Bundesregierung neue Beratungsangebote flächendeckend einrichten lassen. Unter dem Namen „Ergänzende Unabhängige Teilhabeberatung“(EUTB) befindet sich das einzige Büro dieser Art in der Uckermark in den Räumlichkeiten der LAG-SH in der Schwedter Handelsstraße. Dort sitzt seit September 2018 Andreas Schwarze. Er ist Anlaufpunkt für die unterschiedlichsten Probleme behinderter Menschen. Zu ihm kommen Menschen denen ein Grad der Behinderung droht oder die behindert sind. Er übernimmt eine Lotsenfunktion, um sie zu Ansprechpartnern zu schicken oder ihnen selbst zu helfen. Betroffenen sollen auf Augenhöhe selbstbestimmt Entscheidungen treffen können, unabhängig von Trägern und speziell auf ihre Bedürfnisse zugeschnitten. Das Problem: Viele Betroffene wissen noch nicht, dass es die Beratungsstelle überhaupt gibt. Schon gar nicht Leute in Templin oder Prenzlau. Daher will Andreas Schwarze Sprechstunden einrichten lassen und Öffentlichkeitsarbeit leisten. Jobcenter, Arbeitsagentur und Sozialamt sind informiert, schicken schon häufig Menschen mit besonderen Problemen zu ihm. Einige Ärzte ebenso. 

Bewerbungsstart für Brandenburger Inklusionspreis 2019
(MASGF Presseinformation vom 09.12.2018)
Zum dritten Mal lobt das Sozialministerium den Brandenburger Inklusionspreis aus. Der Wettbewerb steht unter dem Motto „Inklusive Kunst – Teilhabe von Kunstschaffenden mit Beeinträchtigungen“. Er richtet sich an alle Aktiven im Kunstbetrieb, wie etwa in Galerien, Kleinkunstbühnen, Theater, Ateliers, Kunsthochschulen, Werkstätten für behinderte Menschen, Vereine, Bildungseinrichtungen und Kommunen. Die einzureichenden Vorschläge sollen Praxisbeispiele der inklusiven Kunst plastisch beschreiben und Impulse zur Nachahmung geben. Es können sowohl laufende als auch abgeschlossene Projekte und Aktivitäten mitmachen. Einsendeschluss für Bewerbungen ist der 15. Februar 2019. Die Verleihung findet am 8. Mai 2019 in Potsdam statt. Bis zu fünf beispielgebende Aktivitäten werden mit jeweils 2.000 Euro ausgezeichnet. Alle Informationen zur Bewerbung unter: www.masgf.brandenburg.de
Land Brandenburg tritt Aktionsbündnis Patientensicherheit bei 
(MASGF Presseinformation vom 27.01.2019)
Das Aktionsbündnis Patientensicherheit e.V. wurde im April 2005 als gemeinnütziger Verein gegründet. Darin haben sich Vertreterinnen und Vertreter der Gesundheitsberufe, ihrer Verbände und der Patientenorganisationen zusammengeschlossen, um eine gemeinsame Plattform zur Verbesserung der Patientensicherheit in Deutschland aufzubauen. Das Ziel: Alle Menschen und Organisationen, die an der gesundheitlichen Versorgung beteiligt sind, dafür zu gewinnen, die Patientensicherheit aktiv mitzugestalten. Zu den 700 Mitgliedern gehören Patientenorganisationen, Krankenhäuser, Fachgesellschaften, Berufsverbände, Krankenkassen, Haftpflichtversicherer und Einzelpersonen aus allen Bereichen des Gesundheitswesens. In Arbeitsgruppen, Gremiumssitzungen, Jahrestagungen und auf Fachkongressen fördern sie den gegenseitigen Austausch und erarbeiten Lösungen zu konkreten Projekten. Gesundheitsministerin Susanna Karawanskij hatte einen Antrag auf Mitgliedschaft eingereicht, der jetzt bestätigt wurde. 


Neuer Ratgeber zur Grundsicherung
(BAG SELBSTHILFE, E-Mail vom 16.01.2019)

Der Bundesverband für körper- und mehrfachbehinderte Menschen (bvkm) hat sein Merkblatt zur „Grundsicherung nach dem SGB XII“ aktualisiert. Das Merkblatt richtet sich speziell an erwachsene Menschen mit Behinderung. Diese können Leistungen der Grundsicherung nach dem Recht der Sozialhilfe (SGB XII) beziehen, wenn sie dauerhaft voll erwerbsgemindert sind. Aktuelle Änderungen haben sich zum 1. Januar 2019 durch die Erhöhung der Regelsätze ergeben. Anhand konkreter Beispiele wird erläutert, wie hoch die Grundsicherung im Einzelfall ist und wie sich die Freibeträge vom Renten- und Werkstatteinkommen berechnen. Der Ratgeber geht ferner auf die aktuelle Rechtsprechung zum Anspruch auf Grundsicherung für Menschen mit Behinderung ein, die den Eingangs- und Berufsbildungsbereich einer Werkstatt für behinderte Menschen durchlaufen. Viele Sozialgerichte, darunter das Hessische Landessozialgericht, haben mittlerweile entschieden, dass auch bei diesem Personenkreis von einer dauerhaften vollen Erwerbsminderung auszugehen ist und die Grundsicherungsberechtigung damit bejaht. Das Merkblatt steht im Internet als Download unter www.bvkm.de in der Rubrik „Recht & Ratgeber“ zur Verfügung. Es kann auch in gedruckter Form bestellt werden über versand@bvkm.de oder www.bvkm.de/verlag. 
Terminservice– und Versorgungsgesetz (TSVG): 

Verbesserungen in der ambulanten Versorgung ohne flächendeckende barrierefreie Arztpraxen wirkungslos!
(BAG SELBSTHILFE, Pressemitteilung vom 16.01.2019)

Inklusion und damit auch der barrierefreie Zugang zum deutschen Gesundheitswesen ist für die Unterzeichnerstaaten der UN-Behindertenrechtskonvention rechtsverpflichtend. Die BAG SELBSTHILFE begrüßt deshalb den Vorschlag zur barrierefreien Ausbauförderung der Praxen seitens des Bundesrates sowie die geplante Stärkung des Zugangs von PatientInnen zur medizinischen Versorgung. Die geplante Erhöhung der Anzahl von Sprechstunden, Hausbesuche und eine intensive Unterstützung seitens der Terminservicestellen für die PatientInnen stellen sehr begrüßenswerte Verbesserungen dar, bringen den behinderten und chronisch kranken Menschen jedoch nichts, wenn ihnen z.B. der Zugang durch bautechnische Barrieren verwehrt bleibt. Kritisch sieht die BAG SELBSTHILFE dagegen die geplante Steuerung der psychotherapeutischen Versorgung durch bestimmte ÄrztInnen und PsychotherapeutInnen. Statt zu versorgen, erhielten diese für die Vorprüfung des Bedarfs der PatientInnen einen ungeklärten fachlichen Sonderstatus. An der ohnehin schon schlechten Versorgungssituation, in der PatientInnen mit psychischen Erkrankungen lange auf Behandlung warten müssen, ändert das nichts, sondern verschlechtert diese eher noch. Ebenso lehnt die BAG SELBSTHILFE die geplante Einführung von Mehr- und Zusatzleistungen bei kieferorthopädischen Behandlungen ab. 
Die BAG SELBSTHILFE ist der Meinung, dass dadurch eine Praxis in das Gesetz aufgenommen wird, die vielerorts bereits gang und gäbe ist. Ein Patient habe einen Anspruch auf vollständige Kostenübernahme des medizinisch Notwendigen, und das ohne Aufzahlungen. Vielmehr ist es notwendig, über eine groß angelegte Nutzenstudie zu klären, in welchen Fällen eine kieferorthopädische Behandlung tatsächlich sinnvoll ist und in welchen sie eher schadet als nutzt. 
“Nationale Dekade gegen Krebs“ bindet Patientensicherheit ein 
(BAG SELBSTHILFE, PM vom 29.01.2019)

Am 29.01.2019 hat die Bundesministerin für Bildung und Forschung Anja Karliczek auf der Bundespressekonferenz gemeinsam mit Bundesgesundheitsminister Jens Spahn die “Nationale Dekade gegen Krebs“ vorgestellt. Krebserkrankungen zu verhindern, Heilungschancen durch neue Therapien verbessern, Lebenszeit und –qualität von Betroffenen erhöhen, sind die Ziele der Initiative. Krebs ist in Deutschland die zweithäufigste Todesursache und die Krankheit, die den Menschen am meisten Angst macht. Neue diagnostische Verfahren, neue Behandlungsmethoden und innovative Arzneimittel und Medizinprodukte sind für den Kampf gegen Krebs genauso wichtig wie gut ausgestattete Versorgungseinrichtungen und gut qualifizierte Ärztinnen, Ärzte und Pflegende. Experten gehen aufgrund unserer älter werdenden Gesellschaft von einer Zunahme der Krebsneuerkrankungen in Deutschland auf bis zu 600.000 pro Jahr bis 2030 aus. Seit vielen Jahren wirkt die Selbsthilfe in den Verfahren zur Bewertung des Nutzens neuer Behandlungsoptionen und bei der Ausgestaltung der Versorgung mit. Die BAG SELBSTHILFE unterstützt die Initiative des Bundesministeriums für Bildung und Forschung. Der diesjährige Weltkrebstag am 4. Februar widmet sich insbesondere der Krebsprävention und Krebsfrüherkennung, die ebenfalls ein Schwerpunktthema der “Nationalen Dekade gegen Krebs“ sein werden. 

Behinderten-Pauschbeträge seit 43 Jahren unverändert 
(kobinettNACHRICHTEN vom 01.11.2018)
Auf eine Kleine Anfrage der FDP-Bundestagsfraktion zur Entwicklung der steuermindernden Pauschbeträge hin erklärt die Bundesregierung, dass sich diese Pauschbeträge in den vergangenen Jahren kaum verändert haben. So ist demnach der Sonderausgabenpauschbetrag seit Anfang des Jahrs 2002 unverändert. Die Behinderten-Pauschbeträge sind sogar seit 1975 unverändert geblieben. Allerdings wurden nach Angaben der Regierung die Möglichkeiten der steuerlichen Anerkennung behinderungsbedingter Mehraufwendungen an anderer Stelle verbessert. Eine Erhöhung der Behinderten-Pauschbeträge um 50 Prozent würde zu Mindereinnahmen von 470 Millionen Euro führen. Würden die behinderten-Pauschbeträge verdoppelt, würden die Mindereinnahmen rund 930 Millionen Euro betragen. Wie die Bundesregierung mitteilt, würde eine Erhöhung des seit Anfang 2011 unveränderten Arbeitnehmerpauschbetrages um ein Drittel würde zu Steuermindereinnahmen von 1,8 Milliarden Euro führen. Eine Anhebung um 50 Prozent zu Mindereinnahmen von drei und eine Verdoppelung zu Mindereinnahmen von 6,5 Milliarden Euro führen. Wenn der seit Anfang 2002 unverändert gebliebene Sonderausgabenpauschbetrag um die Hälfte erhöht werden würde, hätte dies Mindereinnahmen von 100 Millionen Euro zur Folge. Eine automatische Anpassung (Indexierung) von Pauschalen des Einkommensteuerrechts lehnt die Bundesregierung ab.
Fernsehsendungen leichter finden 
(kobinettNACHRICHTEN vom 04.12.2018)
Fernsehen ist eine wichtige Informationsquelle und ein Mittel der Teilhabe. Wer dazu jedoch Untertitel oder Audiodeskription benötigt, muss eine passende Sendung aufwändig suchen. Langsam ändert sich das. Der gemeinnützige Berliner Verein Sozialhelden hat in Kooperation mit den Medienanstalten ARD und ZDF und dem VAUNET (Verband privater Medien) das Inklusionsprojekt „TV für Alle“ gestartet. Die neue Website “TVfürAlle.de“ zeigt im elektronischen Programmführer eine Übersicht der barrierefreien TV-Angebote in Deutschland. „TV für Alle“ erleichtert so das Suchen und Finden von TV-Sendungen mit Untertiteln und Audiodeskription. In einem weiteren Ausbauschritt soll auch zu online verfügbaren TV-Angeboten in Deutscher Gebärdensprache verlinkt werden. Bereits heute sind zahlreiche Sendungen des deutschen Fernsehens in barrierefreier Fassung verfügbar. 
“Aktion Mensch“ fördert Barrierefreiheit
(BRANDaktuell-Newsletter Nr. 1/2019)
Zugang für alle - auch digital: Mit der Förderaktion Barrierefreiheit fördert “Aktion Mensch“ kleinere Projekte, die zu mehr Barrierefreiheit beitragen. Bis zu 5.000 Euro Zuschuss können für kleine bauliche Vorhaben wie eine Rampe für Rollstuhlfahrer oder ein Leitsystem für blinde Menschen beantragt werden. Aber auch die Kosten für Gebärdendolmetscher oder Informationen in “Leichter Sprache“ sind förderbar. Beste Chancen auf Fördergelder haben auch ausgefallene und innovative Projekte aus dem digitalen Bereich. Beispiele dafür sind z.B. die barrierefreie Umgestaltung einer bestehenden Website, eine “sprechende“ Menükarte oder die Herstellung einer barrierefreien App. Neu für die Beantragung ist: Bisher konnten Antragsteller nur einen einzigen Antrag in der Förderaktion Barrierefreiheit stellen. Ab sofort kann pro Einrichtung einmal im Jahr ein Antrag eingereicht werden. Weitere Informationen und den Link zur Antragstellung finden Sie auf den Internetseiten der “Aktion Mensch“.
Wahlrecht anscheinend nicht erwünscht
(kobinettNACHRICHTEN vom 22.01.2019)
Seit Jahren wird über die Wahlrechtsausschlüsse von behinderten Menschen, die in allen Bereichen gesetzliche Betreuung nutzen und von Menschen, die wegen Schuldunfähigkeit in der Forensik sind, diskutiert. Die Europawahlen rücken rasant näher, vom Deutschen Bundestag jedoch wurde das ausschließende Wahlrecht immer noch nicht geändert. Jürgen Dusel, Bundesbehindertenbeauftragter, hat in einem Interview anlässlich des 10jährigen Bestehens der UN-Behindertenrechtskonvention zum Ausdruck gebracht, dass Wahlrechtsausschlüsse unzeitgemäß sind. Es gibt bereits Bundesländer, die ein inklusives Wahlrecht haben, wo Menschen mit Behinderung bei Landtags- und Kommunalwahlen wählen dürfen, bei Bundestags- oder Europawahlen aber nicht. Da sind alle Menschen, die unter sogenannter Vollbetreuung stehen, pauschal ausgeschlossen vom aktiven und passiven Wahlrecht. Das steht unserer Demokratie nicht gut zu Gesicht und zeugt von einem völlig anachronistischen Bild von Menschen mit Behinderungen. Herr Dusel betont, dass es um Menschen geht, die jeden Tag in einer Behindertenwerkstatt arbeiten, die sich beispielsweise dort ehrenamtlich engagieren oder als Frauenbeauftragte tätig sind. Die haben zum Teil durchaus politisches Interesse, lesen Parteiprogramme in leichter Sprache und wissen schon, wen sie gut finden und wen nicht. Im Gegensatz zu vielen Politikverdrossenen wollen sie wählen, dürfen es aber nicht.
Zahl der Diabetiker in Deutschland geht auf die acht Millionen zu 
(aerzteblatt.de vom 12.11.2018)
Immer mehr Menschen in Deutschland sind zuckerkrank. Lag der Diabetikeranteil 2013 noch bei 8,7 Prozent der Bevölkerung, waren es 2018 laut Angaben der BARMER schon 9,2 Prozent. Mehr als 90 Prozent der Betroffenen leiden demnach unter Diabetes Typ 2. Es gibt aber auch regionale Unterschiede. Die höchsten Diabetesraten gab es 2017 laut dem Diabetes-Atlas der BARMER in Sachsen und Sachsen-Anhalt mit jeweils 11,5 Prozent, Brandenburg (11,3 Prozent), Thüringen (11,1 Prozent), Mecklenburg-Vorpommern (elf Prozent) sowie im Saarland (10,6 Prozent). Die geringsten Quoten gab es in Schleswig-Holstein (8 Prozent) und Hamburg (8,2 Prozent). Diese regionalen Schwankungen bei den Diabetesraten sind nach Ansicht der Kasse nicht auf unterschiedliche Alters- oder Geschlechtsstrukturen zurückzuführen. Man könne allerdings in den vergangenen fünf Jahren eine positive Entwicklung in Sachsen und Thüringen beobachten. Die Quote sei dort um je 0,2 Prozentpunkte gesunken, während andernorts die Betroffenenrate moderat gestiegen seien. Der Barmer-Chef, Christoph Straub, forderte die Politik zum Handeln auf. Dass immer mehr Menschen an Diabetiker sind, liegt nicht nur am demografischen Wandel. Eine große Rolle spielen auch ungesunde Ernährung und Bewegungsmangel. Deshalb ist es Zeit, dass die im Koalitionsvertrag verankerte Nationale Diabetesstrategie ausgestattet und umgesetzt wird. 
Workshop: “Einführung in die Barrierefreiheit“

(kobinetNachrichten vom 08.01.2019
Termin:


21. Februar 2019



13:00 bis 17:00 Uh
Ort:



Berlin
Veranstalter:
netz-barrierefrei.de
Kosten:
238,00 Euro 
Anmeldeschluss:
14.02.2019
Der Workshop richtet sich an Personen, die Barrierefreiheits-Prozesse begleiten, betreuen oder umsetzen und erste Grundkenntnisse zur Barrierefreiheit erwerben möchten. Der Workshop besteht aus Vorträgen und kleineren Übungen. Sie haben viel Gelegenheit, zu diskutieren und Fragen zu stellen.
Sie erhalten nach dem Workshop Eine personalisierte Teilnahmebescheinigung. Außerdem gibt es ein gedrucktes Handout mit wichtigen Informationen. Die Präsentation zum Workshop erhalten Sie als digitales Dokument.
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